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Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Montag, den 15. Juni 1925.

(Beginn 5 Uhl 30 Minuten.)

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und

Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Be¬
teiligung des RheinischenProvinzialverbandesan
den Hilfsaktionen für die durch das Hochwasser im
Herbst 1924 und durch das Hochwasser im Januar
1925 Geschädigten.

3. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Beteiligung des Rheinischen Prouinzilllvelbandes
an der Rheinisch-WestfälischenSchnellbahn A.-G.

4. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Beteiligung des Rheinischen Provinzialverbandes
am Rheinisch-WestfälischenElektrizitätswerk.

5. Antrag des 4. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Beteiligung des Rheinischen Plouinzialverbandes
an den AktiengesellschaftenWesterwalobrüche zu
Bonn und I. Reeh zu Dillenburg.

6. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Erhöhung der Etammeinlage des Provinzial¬
verbandes bei der Rheinischen Wohnungsfür-
solgegesellschllft m. b. H., Düsseldorf.

7. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Einrichtung einer wirtschaftlichen und Baube-
ratungsstelle für private Wohlfahrtsanstalten bei
der Plouinzilllverwaltung.

8. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Einschränkung des Rechnungswesens.

9. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Plovinzilllausschusses, betreffend
Einsetzung eines Provinzialzuschusses von 21 NUN
Reichsmart in den Haushaltsplan über Kunst
und Wissenschaftfür 1925 für die Zwecke der
„Klllser-Wilhelm-Gesellschaftzur Förderung der
Wissenschaftin Berlin".

IN. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht des
Proulnzilllausschusses über die Ergebnisse der
Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr1923/24.

11. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Hauptverwaltung für das Rechnungs¬
jahr 1925.

12. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über Ruhegehälter und Hinterbliebenen¬
renten für das Rechnungsjahr 1925.

13. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungslosten des Eenossen-
schllftsvorstandes der Rheinischen landwirtschaft¬
lichen Nerufsgenossenschaftfür das Kalenderjahr
1925.

14. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Besoldungen und anderen persön¬
lichen Ausgaben der Prouinzialbeamten bei der
Lllndesversicherungsanstalt Rheinprovinz für das
Kalenderjahr 1925.

15. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Knell.

16. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Förderung von Kunst und Wissen¬
schaft für das Rechnungsjahr 1925.

17. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Aufteilung der unter Titel V 1. des Haushalts¬
plans über Kunst und Wissenschaftfür 1925 vor¬
gesehenen Mittel im Betrage von 170 «N0 Reichs¬
mark.

18. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die ProVinzilllmuseen für das Rech¬
nungsjahr 1925.

19. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für „Gewerbliche Zwecke" für das Rech¬
nungsjahr 1925.

20. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für das Landesarbeits- und Berufsamt für
das Rechnungsjahr 1925.

21. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Aenderung der Satzung der Landesbant der
Rheinprovinz.

22. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungslosten der Landesbant
der Rheinprovinz für das Kalenderjahr 1925.
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23. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten der Prouinzial-
Feuerversichelungsllnstlllt für das Kalenderjahr
1925.

24. Antrag des 1. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan für die Verwaltungskosten der Provinzial-
Lebensvelsicherungsanstalt für das Kalenderjahr
1925.

25. Antrag des 2. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Provinzilllausschusses, betreffend
>den Ankauf des Taubstummenheims in Eus-
kirchen.

26. Antrag des 2. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über das Taubstummenwesen für das Rech¬
nungsjahr 1925.

27. Antrag des 2. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über das Vlindenwesen für das Rechnungs¬
jahr 1925.

28. Antrag des 2. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Piooinzialausschusses, betreffend den
weiteren Ausbau der Plovinzilll-Hebammenlehl-
anstlllt Elberfeld unter Verwendung der Ein¬
nahmen aus der Vermietung der Hebammenlehr-
anstlllt Köln.

29. Antrag des 2. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan über idas Hebammenwesen für das Rech¬
nungsjahr 1925.

30. Antrag des 2. Fachausschusseszu dem Antrage
der kommunistischenFraktion, betreffend Kündi¬
gung des Mietsvertrages mit dem katholischen
Fürsorgeeiziehungsverein Maria-Veen über die
Prooinzilllanstalt Galkhausen, Einrichtung dieser
Anstalt als Provinzial-Füisolgeerziehungsanstalt
für weibliche Zöglinge, Einstellung weltlichen
Personals und Abstandnahme von der Unter¬
bringung weiblicher Fürsorgezöglinge in privaten
konfessionellenAnstalten.

31. Antrag des 2. Fachausschusses:
1. zu dem Haushaltsplan über die Kosten der

Fürsorgeerziehung Minderjähriger und der
Fülsorgeerziehungsllnstlllten für das Rech¬
nungsjahr 1925'

2. zu dem Antrag der sozialdemokratischenFrak¬
tion auf Einsetzung von zwei etatsmäßigen
Stellen in den Etat der Fürsorgeerziehung.

32. Antrag des 4. Fachausschusseszu dem Bericht und
Antrag des Plovinzilllausschusses, betreffend die
Uebernahme weiterer Straßen in die Unter¬
haltung und Verwaltung der Provinzialver-
waltung.

33. Antrag des 4. Fachausschusseszu dem Antrage der
Arbeitsgemeinschaft, bei der Staats- bzw. Reichs-
regierung wegen Zurverfügungstellung von
Mitteln zur Anlage neuer Durchgangsstraßen
und zum Ausbau von Gemeindewegen vorstellig
zu werden.

Vorsitzender D n Iarres: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederschrift über die dritte Vollsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind die
Herren Abgeordneten Hauck und von Etedman.

Meine Damen und Herren! Aus Berlin ist fol¬
gendes Telegramm eingelaufen:

„Iehntllusende vor dem deutschenReichstage in
Berlin zur Iahrtausendfeier und oft- und west-
preußischen Abstimmungsgedenkfeier versammelter
deutscherFrauen und Männer, getragen von dem
Bewußtsein gemeinsamen Schicksals und gemein¬
samer deutscherHoffnung, gedenken in unerschütter¬
licher Treue ihrer deutschenBrüder und Schwestern
im Osten und Westen. (Bravo!)

Präsident Dr. Kaufmann.
Regierungspräsident z. D. Graf Baudissin."

Der Kunstverein für die Rheinlande und West¬
falen in Düsseldorf hat für die Mitglieder des Pro-
vinziallandtllgs Eintrittskarten zum Besuch der
Lvnderausstellung von Professor Max üiebermann,
Berlin, zur Verfügung gestellt. Die Eintrittskarten
können im Landtagsbüro in Empfang genommen
werden.

Ferner teilt uns Herr Oberbürgermeister Dr. Lehr
von Düsseldorf folgendes mit:

„Namens der Stadt Düsseldorf beehre ich mich,
den zurzeit in den Mauern Düsseldorfs tagenden
Rheinischen Provinziallandtag zum Besuche unserer
Iubiläums-Kunstausstellung und der Fischerei- und
Illgdausstellung ergebenst einzuladen.

Ich gestatte mir. für die Mitglieder des Pro-
vinzillllandtllgs je eine Dauerkarte für die Kunst¬
ausstellung und für die Fischerei- und Illgdaus¬
stellung ergebenst zu überreichen mit der Bitte, sie
den Mitgliedern sehr gefälligst übermitteln zu
lassen.

Es würde mich sehr freuen, wenn die Abgeord«
neten von den Karten recht viel Gebrauch machen
wollten."
Wir danken der Stadt Düsseldorf für diese neue,

uns erwiesene Freundlichkeit.
Dann lädt uns unser Kollege Steinmeyer zu der

morgigen Aufführung der Antigone von Sophokles in
der von ihm geleiteten Freilichtbühne ein. Die Vor¬
stellung beginnt morgen um 8 Uhr.

Karten dafür sind Ihnen, glaube ich, auch schon
zugegangen. Ich kann nur empfehlen, von diese,
freundlichen Einladung Gebrauch zu machen.

Die Berliner Börsenzeitung schickt uns 1W Exem¬
plare ihrer Sonderausgabe vom 14. Juni. Auch diese
Exemplare stehen Ihnen zur Verfügung.

Vor Eintritt in die Tagesordnung hat das Wort
Herr Abgeordneter Mönnig.
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Abgeordneter Mönnig: Meine Damen und
Herren! Um jedes Mißverständnis auszuschließen,
gebe ich folgende Erklärung ab:

Der Erklärung des Herrn Abgeordneten Hagen,
daß er niemals von Herrn Timrd einen Auftrag
an den Provinziallandtag erhalten und darum einen
solchen Auftrag an den Provinziallandtag auch
nicht habe weitergeben können, schließe ich mich für
meine Person und die übrigen Mitglieder des 13er-
Ausschusses aus der Zentrumspartei ausdrücklich
an. Keines dieser Mitglieder hat von Herrn Tirard
einen Auftrag an den Provinziallandtag erhalten
und daher auch keinen Auftrag an den Promnzial-
landtag weitergeben können.

, Nei dieser Sachlage hält die Zentrumsfraktion
! es einstimmig für unter ihrer Würde, die Ange¬
legenheit im Strafverfahren weiter zu verfolgen.
(Abg. Knab: Aha!) Sie hat darum den Abgeord¬
neten Hagen und mich einstimmig gebeten, von der
Stellung eines Strafantrages abzufetzen. (Zuruf
des Abg. Knab: Sie wissen auch, warum!)
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Dr. Wesenfeld.
Abgeordneter Dr. Wesenfeld : Meine Damen

und Herren! Namens der Mitglieder der Arbeits¬
gemeinschaft,die dem 13er-Ausschutzangehört haben,
erkläre ich, daß von einem Auftrage Tirards an
irgendeinen Abgeordneten des RheinischenProuinzial-
landtags niemals die Rede gewesen ist. (Bravo!
rechts und im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Zaires: Wir treten in die
Tagesordnung ein.

Zu Punkt 2: Antrag des 1. Fachaus¬
schusses zu dem Bericht und Antrag des
Prouinzialllusschusses betr. Beteili¬
gung des Rheinischen Prouinzilllver-
bandes an den Hilfsaktionen für die
durchdllsHochwasserimHerost1924und
durch das Hochwasser im Januar 1925
Geschädigten erteile ich dem Berichterstatter,
Herrn Abgeordneten Dr. Saaßen das Wort.

Abgeordneter Dr. Saatzen : Meine Damen und
Herren! Die Rheinprouinz wurde im Rechnungsjahre
1924/25 zweimal von einem starken Hochwasser be¬
troffen, einmal im Herbst 1924. das zweite Mal im
Januar 1925. Staat und Reich hielten es für ge¬
boten, in Anbetracht der großen Rot eine Hilfsaktion
einzuleiten. Auch der Prouinzialausschuß stellte für die
°ulch das herbsthochwasser1924 Geschädigten 200 009
Mail zur Verfügung. Als Staat und Reich ihre Zu¬
wendungen auf insgesamt 6.8 Millionen erhöhten.
bewlMgte der Piovinzilllausschutzinsgesamt 1 Million
Mark, als Zuschuß und wahlweise weitere 500 000
Mark als Zuschuß oder 2 Millionen Mark auf zwei
Jahre als zinslosesDarlehen. Der Herr Oberpräsident
hat für die Provinz von der letzteren Eventualität Ge¬

brauch gemacht,so daß nunmehr die Provinz insgesamt
1 Million Mark Zuschußund 2 Millionen Mark zins-
freiesDarlehen für zwei Jahre zur Verfügung stellt. Bei
der Hilfsaktion für die durch das Hochwasser im Früh¬
jahr 1925 Geschädigtenhaben sich Reich und Staat auf
der einen und die Provinz auf der andern Seite mit
einer Beihilfe von je 200 000 Mark beteiligt.

Der 1. Fachausschuß schlägt Ihnen vor, von den
Beschlüssen des Prouinzialllusschusses Kenntnis zu
nehmen und ihnen beizutreten.

Vorsitzender Dr. Jarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Schröer-Essen.

Abgeordneter Schröer-Essen: Meine Damen
und Herren! Wir sind uns bewußt, daß bei derartigen
Hilfsaktionen gewöhnlich mit zweierlei Matz gemessen
wird. Besonders aus den Kreisen der Klein- und
Mittelbauern werden uns darüber ständig Klagen
vorgetragen. Wir verlangen deshalb, datz bei diesen
Untersuchungen einzelne Mitglieder des Prouinzial-
landtags hinzugezogenwerden, damit die Festsetzungen
auch so vorgenommen werden, wie sie vorgenommen
weiden müssen.

VorsitzenderDr. Zaires: Widerspruch gegen die
Vorlage höre ich nicht. Die Vorlage ist angenommen.

Punkt 3 foll nach den Beratungen im Fachaus¬
schutz heute nicht behandelt, sondern auf morgen ver¬
tagt werden. Ich bitte, sich damit einverstanden
zu erklären. — Das ist der Fall.

4. Antrag des 1. Fachausschusses zu
demNeiichtundAntragdesProuinzilll-
ausschusses, betreffend Beteiligung
des Rheinischen Provinzial Verbandes
am Rheinisch-Westfälischen Elektrizi-
t ä ts w e r k.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hoff.
Abgeordneter Hoff : Meine Damen und Herren!

Ueber die Bedeutung des Rheinisch-Westfälischen
Elektrizitätswerks glaube ich an dieser Stelle Ausfüh¬
rungen nicht machen zn brauchen. Sie ersehen näheres
aus der Ihnen vorliegenden Drucksache Rr. 17. Die
Mehrheit der Aktien des Unternehmens befindet sich
in der Hand öffentlicher Verwaltungen, hauptsächlich
rheinischer und Westfälischer Kommunalverwaltungen.
Die Erhaltung der Mehrheit in diesen Händen ist
dauernd gesichert. Eine Beteiligung des Provinzial-
uerbandes wird als dringend wünschenswert ange¬
sehen. Die Provinz ist im Aufsichtsrat durch den
Herrn Landeshauptmann vertreten. Der Prouinzial-
ausschutz schlägt dem Provinziallandtag folgenden Be¬
schluß vor:

„Der Provinziallandtag genehmigt die Beteili¬
gung des Rheinischen Provinzialverbandes am
Rheinisch-WestfälischenElektrizitiitswerk mit 1000
Inhaberaktien zu je 400 Reichsmark zum Kurse
von 110 Prozent."
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Der Fachausschuß empfiehlt Ihnen unveränderte
Annahme.

^ VorsitzenderDr. Zaires: Wird das Wort dazu
' gewünscht? Das ist nicht der Fall. Es ist so be¬

schlossen.
5. Antrag des 4. Fachausschusses zu

oemBerichtundAntragdesProvinzial-
aus schuf ses, betreffend Beteiligung
des Rheinischen Provinzialverbandes
an den Aktiengesellschaften Wester-
waldbrüche zu Bonn und I. Reeh zu
D i l l e n b u r g.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ring.
Abgeordneter Ring: Meine Damen und Herren!

Aus der Vorlage Rr. 31 ersehen Sie, daß der Pro-
ninzialausschuß bereits diesen Schritt getan hat. Die
4. Fachkommissionempfiehlt Ihnen unveränderte An¬
nahme.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Vetzhold.

Abgeordneter Vetzhold: Ein besonderes
Schmerzenskind war in den letzten Nachlriegsjahren
der Wegebau innerhalb der Provinz. Roch in der
Etatsrede sagte der Herr Landeshauptmann: Der
Schwerpunkt der Ausgaben liegt in der Unterhaltung
der Provinzialstiaßen. Und nicht ganz mit Unrecht,
wurden doch im letzten Jahre 22,7 Millionen allein
für diese Zwecke ausgegeben, und sind im laufenden
Etat 24 Millionen vorgesehen. Trotzdem wissen wir,
daß die berechtigten Klagen niemals abreißen und
ständig eine bessere Berücksichtigungder Provinzial-
stmßen und auch der sonstigen gemeindlichenStraßen
gewünschtwird.

Namens meiner Fraktion habe ich Ihnen zu dem
Vorschlage des Fachausschussesnoch folgenden Iusatz-
antrag vorzuschlagen:

„Der Provinziallandtag beauftragt den Pro-
ninzialllusschuß und die Landesverwaltung, sofort
Verhandlungen betreffs Uebernahme der gesamten
Aktien der Westerwaldbrüche sowohl als auch der
AktiengesellschaftReeh zuDillenburg aufzunehmen."
Mir sind der Meinung, wenn die Provinz kaum in

der Lage ist, die berechtigten Wünsche, die allseitig
laut werden, zu berücksichtigen,so muh um so mehr
darauf gesehen werden, durch Verbilligung der Roh¬
materialien dieses herbeizuführen. Im vorigen Jahre
ist festgestellt worden, daß durch die Sprengung des
Basalt-Syndikats die Preise ganz gewaltig herunter¬
gegangen sind, wodurch der Provinz Hunderttausende
Mark erspart wurden. Wir möchten deswegen den ge¬
samten Aktienbesitzder Steinbrüche in den Besitz der
Provinz bringen. Bei den riesenhaften Anforderun¬
gen, die gerade die Provinzialstraßenbauverwaltung
in dieser Hinsichtzu stellen hat — sind doch rund L0UU
Kilometer Ttraßenflächen in der Provinz zu unter¬
halten —, haben wir das größte Interesse daran, die

Piovinzilllstraßenverwllltung frei zu machen von
den Priulltliesemnten und zu versuchen, in eigener
Regie alle Bedürfnisse der Provinz zu befriedigen. Die
Provinz könnte dann auch den notleidenden Kreisen
und Gemeinden, soweit sie Material für ihre eigenen
Bedürfnisse benötigen, zu billigen Preisen das Mate¬
rial zuführen.

Ich bitte, dem Antrage meiner Fraktion zuzu¬
stimmen.

Vorsitzender Dr. Juries: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion : Meine Damen
und Herren! Wir würden uns an sich freuen, wenn
es möglichwäre, noch weitere Anteile von den beiden
Unternehmungen zu erwerben. Die Sache liegt aber
so, daß die «stierenden Anteile Familienbesitz sind und
es höchstwahrscheinlichnicht möglich ist, sie zu er¬
werben. Am allerwenigsten würde es aber möglich
sein, wenn Sie jetzt einen entsprechenden Beschluß
fassen würden. (Sehr richtig! rechts.) Deshalb bitte
ich, den Antrag abzulehnen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird weiter
nicht gewünscht. Dann lasse ich über den Abänderungs-
antillg der KommunistischenPartei abstimmen. Ich
bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben. —
Das ist nicht die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Gegen den übrigen Antrag hat sich Widerspruch
nicht erhoben. Es ist demgemäß beschlossen.

6. Antrag des 1. Fachausschusses zu
demVerichtundAntragdesProuinzial-
ausschusses, betreffend die Erhöhung
der Stammeinlllge des Provinzialver¬
bandes bei der Rheinischen Wohnungs¬
für s o r g e g e s e l l s ch a f t m. b. H., D ii s s e l d o r f.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hoff.
Abgeordneter Hoff : Meine Damen und Herren!

So weit Sie über die Tätigkeit der Wohnungsfür-
sorgegesellschllft nicht unterrichtet sind, finden Sie das
Nähere in der Ihnen vorliegenden Drucksache Nr. 18.
Der Provinzialllusschutz hat dem Provinziallandtag
folgenden Antrag unterbreitet:

„Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, die
Beteiligung an der RheinischenWohnungsfürsorge-
gesellschaft um einen Betrag bis zu 1 Million Mark
zu erhöhen. Die Summe ist vorschußweisebei der
Landesbllnk aufzunehmen: wegen der Deckungsieht
der Provinziallandtag demnächst weiteren Vor¬
schlägenentgegen."
Der Fachausschuß1 empfiehlt Ihnen unveränderte

Annahme dieses Beschlusses.
Ich möchte aber nicht verfehlen, noch hinzuzufügen,

daß dieWohnungsfürsorge als Vorprüferin derjenigen
Anträge für den Wohnungsbau, die zu finanzieren
möglich war, durch die bereits erfolgten Bewilligungen
des Landtages und durch die hoffentlich heute weiter
erfolgende Genehmigung von bis zu 3 Millionen Mark
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eine außerordentlich umfangreiche, aber auch segens¬
reiche Tätigkeit durchführen konnte. Es waren aus
einer Reihe von Provinziellen so architektonischund
baugeweikschaftlichschlecht durchdachteAnträge einge¬
gangen, daß es durch die Tätigkeit der Wohnungsfür-
sorge möglich war, die gröbsten Fehler auf diesem Ge¬
biete auszumerzen. Ich hoffe, daß es der Wohnungs-
fürsorge möglich sein wird, auch in der Zukunft ähn¬
liche Arbeit zu verrichten.

VorsitzenderDr. Juries: Das Wort wird nicht
gewünscht. Es ist demgemäß beschlossen.

7. Antrag des 1. Fachausschusses zu
demVeri ch tun d Antrag desPiovinzia l-
ausschusses, betreffend die Einrich-
tungeinerwiltschaftlichenundNaube-
ratungsstellefürplivllteWohlsllhrts-
«n st alten bei delProvinzialverwal-
tung.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Saaßen.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Meine Damen und

Herren! Ich verweise auf die Drucksache Nr. 15. Die
Sachberater der Prouinziulnerwultung verfügen über
besondere Erfahrungen auf dem Gebiete der baulichen
und wirtschaftlichen Einrichtung der Wohlfahrts-
anstalten. Diese Erfahrungen sind von den Besitzern
und Leitern der privaten Anstalten häufig in An¬
spruch genommen worden, vor allem von denjenigen
Anstalten, die in engem Zusammenarbeiten mit der
Provinzilllverwaltung stehen. Es hat sich als wün¬
schenswert herausgestellt, diese bisher halbamtliche
Beratungstätigkeit in eine vollamtliche zu überführen.
Zu diesem Zweckeschlägt Ihnen der Plovinzialaus-
schuh vor, „bei der Plouinzialverwaltung eine wirt¬
schaftliche und Nlluberlltungsstelle für private Wohl-
fahrtsunstulten einzurichten und je nach der Finanz¬
lage des untrugstellenden Unternehmens und dem
Umfange der in Anspruch genommenen Arbeit Ge¬
bühren zu erheben, die mindestens die Auslagen der
Pioninzialoerwaltung decken müssen."

Der 1. Fachausschußempfiehlt Ihnen unveränderte
Annahme.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Es ist demgemäß beschlossen.

8. Antrag des 1. Fachausschusses zu
demNerichtundAntragdesPiovinzilll-
ausschusses. betreffend Einschränkung
des Rechnungswesens.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Dr. Saaßen: Meine Damen und

Herren! Ich verweise auf Drucksache 3. Bei der Pro-
uinzialverwaltung erscheint es in gleicher Weise wie
bei der Reichs- und Staatsverwaltung infolge der In-
flationserscheinungen zweckmäßig, die Nachprüfung des
Rechnungswesens einzuschränken. Zu diesem Zwecke
schlägt der Provinzialausschuß. ,analog der Regelung
bei Reich und Staat, vor. zu beschließen:

„1. Die vorliegenden Rechnungen für das Rech¬
nungsjahr 1922 werden unter endgültiger Ge¬
nehmigung der vorgekommenen Kreditüberschrei¬
tungen entlastet.

2. Die Nachprüfung der Iahiesrechnungen für 1923
ist für die Zeit bis Ende November 1923 auf
Fragen grundsätzlicher Bedeutung und auf die
Fälle zu beschränken,die auch für die Folge von
geldlichemEinfluß sind. Für die Zeit vom 1. De¬
zember 1923 ab ist die Prüfung der Iahres-
rechnungen für 1923 und die weiteren Jahre
wieder vorschriftsmäßig vorzunehmen."

Auch hier empfiehlt der 1. Fachausschuß unver¬
änderte Annahme.

VorsitzenderDr. Iurres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Es ist so beschlossen.

9. Antrag des 1. Fachausschusses zu
deMNerichtundAntlllgdesPiovinzilll-
ausschusses, betreffend Einsetzung
eines Prouinziulzuschusses von 21N00
Reichsmark in den Haushaltsplan
über Kunst und Wissenschaft für 1925
füldieZweckederKaiser-Wilhelm-Ge-
s ellschaft zur Förderung der Wissen¬
schaft inBerlin.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen: Meine Damen und

Herren! Ich hoffe Lie damit einverstanden, daß wir
die Puntte 9. IN. 11. 12, 13. 14. 16. 17, 18, 19. 20
und 21 durch unveränderte Annahme hiermit erledi¬
gen. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter,
da müßte ich vorher das Haus fragen, ob es damit
einverstanden ist. (Heiterkeit.) Ich glaube, es ist
zweckmäßig, so zu verfahren. Wenn ich keinen Wider¬
spruch höre, verbinde ich die Punkte9bis21,
mit Ausnahme von 15, zu gemeinsamer Be¬
richterstattung und Entschließung.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Wir erheben gegen die ge¬

meinschaftlicheBerichterstattung keinen Widerspruch;
aber wir wünschen,daß nachher über jeden Punkt ein¬
zeln eine Abstimmung in der bejahenden Frageform
vorgenommen wird.

Vorsitzender Dr. Juries: Das wird gemacht
werden.

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Abgeordneter'D r. Hagen : Wir kämen dann zu

Punkt 22. (Heiterkeit.)
Vorsitzender Dr. Juries: Ich bitte, abzu¬

stimmen, weil der Herr Abgeordnete Knab gewünscht
hat, daß über jeden einzelnen Punkt abgestimmt wird.

Zur Geschäftsoidnug Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Ich bin aber doch der Auf¬

fassung, so geht es auf keinen Fall. Sie müssen doch
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zum mindesten jeden einzelnen Punkt zui Debatte
stellen und. wenn leine Wortmeldungen kommen, ab¬
stimmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich hatte die Punkte
zum gemeinschaftlichenVortrug und zur gemeinsamen
Erörterung gestellt.

Wortmeldungen liegen nicht vor.
Abgeordneter Haas: Wir hatten bisher verstan¬

den, daß der Berichterstatter die Punkte in seinem
Bericht zusammenfassenwill.

VorsitzenderDr. Iarres:Ich hatte ausdrücklich
gesagt: „Zur gemeinschaftlichenBerichterstattung und
Erörterung".

Ich frage nuy,»ob zu einem der Punkte das Wort
gewünschtmild. Das ist nicht der Fall.

Dann lasse ich über Punkt 9 abstimmen. Wer da¬
gegen ist. den bitte ich. sich zu erheben. Das ist die
Minderheit.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Ich muß darauf aufmerk¬

sam machen, daß in dieser Form nach der Geschäfts¬
ordnung die Fragestellung nicht zulässig ist, sondern in
der bejahenden Form zu erfolgen hat. Mir können
uns dann in der Gegenprobe erheben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es heißt in der Ge¬
schäftsordnung, daß die Frage so gestellt wird, daß mit
„Ja" oder „Nein" geantwortet werden kann.

Abgeordneter Knab: Es heißt aber in der Ge¬
schäftsordnung weiter: „Die Fragen müssen stets in
bejahendem Sinne gestellt werden, die Fragestellung
in verneinendem Sinne ist nur bei der Gegenprobe zu¬
lässig."

Vorsitzender Dr. Juries: Sie haben diesmal
recht. (Heiterkeit.) Es wäre doch besser gewesen,
wenn der Berichterstatter den normalen Weg einge¬
halten hätte. Ich glaube, wir wären dann schneller
zurecht gekommen.

Ich bitte dann diejenigen, die für den Antrag des
Ausschusses zu Punkt 9 sind, sich zu erheben.

Ich bitte bei 11 um dasselbe, ebenso bei 12, 13, 14,
16.1?. 18, 19. 2« und 21. Alle diese Punkte von 9 bis
21 sind angenommen. Punkt 15 bleibt noch offen.
Berichterstatter dazu ist Herr Abgeordneter Dr. Hart-
MllNN.

Abgeordneter Dr. Hartmann: Meine Damen
und Herren! Die Amtszeit des Herrn Landesrats
Knell, der beamtetes Mitglied der Landesuersiche-
rungsanstlllt ist, läuft am 31. März nächsten Jahres
ab. Der Provinzialausschuß beantragt, unter den
üblichen Bedingungen den Herrn Üandesiat Knell
wiederzuwählen. Der 1. Fachausschuß schließt sich
dem an.

Vorsitzender Dr. Juries: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich beantrage, den Punkt
abzusetzenund auf die Tagesordnung der Mittwoch
stattfindenden Plenarsitzung zu setzen.

VorsitzenderDr. Iarr es : Es ist Vertagung be¬
antragt. Ich höre keinen Widerspruch dagegen. Der
VertagungZantmg ist angenommen.

22. Antrag des 1. Fachausschusses zu
dem Haushaltsplan für die Verwal¬
tung s k o st e n d e r L a n d e s b a n l K e r R h e i n-
provinzfürdlls Kalenderjahr 1925.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen: Meine Damen und

Herren! Auch hier beantrage ich unveränderte An¬
nahme, jedoch mit der Maßgabe, !daß die Zahl der
Stellen in Gruppe 13 um eine vermindert und in der
Sondeigruppe um eine erhöht wird.

Ich möchte sodann bezüglich der Landestmnt folgen¬
des bemerken:

Es war nach der Inflation für die Sparkassen und
Landesbanlen, ebenso wie für alle Bankinstitute, eine
sehr schwere Aufgabe, eine vollkommene Umwirtschaf-
tung vorzunehmen. Der Nerwaltungsrat der Landes-
bllnk ist in der angenehmen Lage, Ihnen mitteilen zu
können, daß nach stattgehabten Revisionen der
schärfstenArt bei der Landesbank der Rheinprovinz
in allen ihren Stellen alles in bester Ordnung vorge¬
funden ist und daß die üandesbanl die ihr gestellten
Aufgaben nach allen Richtungen hin zur vollsten Zu¬
friedenheit der Verwaltung vollführt. (Bravo!)

Ich bitte, daran noch einige Bemerkungen knüpfen
zu dürfen, und zwar im Anschluß an das, was in
seiner Einführungsrede zum Etat der Herr Landes¬
hauptmann und auch die verschiedenen Fraltions-
führer hier schon zur Stabilität der Mark gesagt
haben. Ich glaube, es ist eine Verpflichtung, die wir
haben, auch von dieser Stelle aus zu betonen, daß an
die Stabilität der Mark unter allen Umständen ge¬
glaubt weiden kann. Unsere Währung ist eine der
festesten Säulen, über die wir nicht nur im wirtschaft¬
lichen, sondern auch im politischenLeben verfügen. Es
ist auch für die üandesbank und für die Provinzilll-
verwllltung von der größten Bedeutung, daß sie mit
einer festen Währung rechnen können. Ich persönlich
habe die Meinung, daß, wer die Festigkeit der deut¬
schen Währung heute noch bezweifelt, eine Sünde am
VatorlaNde begeht. Die Reichsbank hat es verstanden,
ihre Einrichtungen so zu treffen, daß die Wirkungen
derselben so starke sind, daß man für absehbare Zeit
nicht notwendig hat. mit der Möglichkeit zu rechnen,
daß eine Erschütterung unserer Währung möglich
würde. Wenn Sie bedenken, meine Damen und
Herren, welche Erschütterungen wir durchgemacht
haben und wie traurig die Erinnerungen an das Jahr
1923. namentlich aber an die Herbstmonate dieses
Jahres sind, dann werden Sie mit mir der Meinung
sein, daß mit der tatsächlichen Stabilisierung ein
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wichtiger Faktor bei uns erreicht wurde. Die Sicher¬
heiten, die die Reichsbank durch die Gold- und De-
visenoorräte geschaffen hat, sind so groß, daß wir ruhig
annehmen tonnen, daß sie die notwendigen und legiti¬
men Kreditbedürfnisse, die an sie herantreten, wird
befriedigen können. Allerdings muß man auch die
Reichsbllnt in ihren Bestrebungen, die Mark in ihrem
vollen Wert dadurch Zu erhalten, daß sie ihre Kredite
kontingentiert,nur unterstützen.Sie kann aber nur
mit kontingentierten Krediten arbeiten. Angesichts der
schlimmen wirtschaftlichen Lage, in der sich Deutsch¬
land leider befindet, die vielleicht augenblicklich unan¬
genehmersich auswirkt, als jemals während des
Krieges und nach dem Kriege, kann man nur glücklich
sein, daß der Reichsbankpräsident mit größter Ener¬
gie auf die Einhaltung der von ihm getroffenen Maß¬
regeln Hält.

Ich hielt es für meine Pflicht, von dieser Stelle
aus über diese wichtige Aufgabe,welche die deutsche
Finanzuerwaltungvor sich hat, beruhigende Worte an
Sie zu richten. (Beifall.)

Votsitzender Dr. Zaires: Das Wort wird nicht
weiter gewünscht.Die Vorlage ist angenommen.

23. Antrag des 1. Fachausschusses zu
dem Haushaltsplan für dieVerwal-
tungskostendeiProvinzial-Feueruer-
sicherungsanstalt für das Kalender¬
jahr 19 2 5.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHoff.
AbgeordneterHoff: Der 1. Fachausschuß emp¬

fiehlt Ihnen Annahme folgenden Antrags:
,Oer Provinziallandtag wolle den Haushalts¬

plan unverändert annehmen, mit der Maßgabe, daß
die Zahl der Stellen in Gruppe ? um eine vermin¬
dert, diejenige in Gruppe 8 um eine vermehrt
wird."
Meine Damen und Herren! Die Anstalt entwickelt

sich unter zielbewußterLeitung kräftig und stetig
weiter. Der Fachausschuß hat die Erklärung des
Herrn Generaldirektorsbegrüßt, daß die Anstalt be¬
strebt ist, die Versicherungen nicht mehr auf Ausland-
Währung, sondernauf Reichsmark aufzubauen. Der
Fachausschußhält diesen Standpunkt für durchaus
richtig, namentlich auch im Hinblick auf die erfreuliche
Erklärung, die Herr AbgeordneterGeheimrat Hagen
soeben auf Grund seiner genauen Kenntnis der Ver¬
hältnisse über die dauerndeSicherungder Stabilisie¬
rung unserer Nahrung abgegeben hat. Es kann des-
yalb auch von dieser Stelle aus nur die dringende
^caynung an die Bevölkerungder Provinz gerichtet
weiden, dem berechtigenVertrauen zu unsererdeut¬
chen Reichsmark auch dadurch Ausdruckzu geben, daß
m ^-'^ Versicherungen in Reichsmark abschließt.
Auch die hier vertretene Presse würde sich ein Ver¬
dienst erwerben wenn sie für die möglichste Verbrei¬
tung dieser Ansicht Sorge trüge. (Bravo')

Vorsitzender Dr. Juries: Das Wort zur Sache
wird nicht gewünscht.Dann ist die Vorlage ange¬
nommen.

24. Antrag des 1. Fachausschusses zu
dem Haushaltsplan für die Verwal-
tungskosten der Provinzial-Lebens-
ver sicherungsan st llltfüidasKlll endet-
j a h r 1 9 2 5.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Hoff: Auch hier empfiehlt der

Fachausschuß 1 unveränderteAnnahme.
VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort wird nicht

gewünscht. Es ist so beschlossen.
25. Antrag des 2. Fachausschusses zu

dem Bericht u ndAntragdesProvinzia l-
ausschusses, betreff enddenAnkaufdes
Tllubstummenheims inEuslirchen.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Fischer.
Abgeordneter Dr. Fischer: Meine Damen

und Herren! Eine eingehende Begründungder Vor¬
lage finden Sie in Drucksache 6. Der Fachausschuß
empfiehlt Ihnen unveränderteAnnahme.

VorsitzenderDr. Juries: Das Wort wiid nicht
gewünscht. Es ist so beschlossen.

26. Antrag des 2. Fachausschusses zu
dem Haushaltsplan über das Taub¬
st ummenwesen für das Rechnungsjahr
1925.

Derselbe Herr Berichterstatter.
AbgeordneterDr. Fischer : Meine Damen und

Herren! Auch hier empfiehlt Ihnen der Fachaus¬
schuß unveränderte Annahme der Vorlage.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Es ist so beschlossen.

27. Antrag des 2. Fachausschusses zu
dem Haushaltsplan überdasVlinden-
wesenfüldasRechnungsjllhr1925.

DeiselbeHerr Berichterstatter.
AbgeordneterDr. Fischer: Der Fachausschuß

empfiehlt auch hier unveränderteAnnahme des Haus¬
haltsplans.

Del Fachausschuß hat anerkannt, daß die Verwal¬
tung in dankenswerterWeise gerade dem Nibliothek-
wesen für die Blinden besondere Sorgfalt zugewandt
hat. Er bittet die Veiwaltung. in diefei Richtung
weiter tätig zu fein.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht. Es ist so beschlossen.

28. Antrag des 2. Fachausschusses zu
demVerichtundAntragdesProvinzilll-
ausschusses, betreffend den weiteren
Ausbau der Plovinzial-Hebam men-
Lehlllnstalt.Clberfeld.unterVelwen-
dung der Einnahmen aus der Vermie-
tungderHebammen-Lehranstalt.Köln.
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Verichterstatterin ist Frau Abgeordnete Becker.
Abgeordnete Frau Veck er: Meine Damen und

Herren! Wie Ihnen bekannt ist, ist die Anstalt Köln
an die Stadt Köln vermietet worden. Nun ergibt
sich, daß in der Anstalt Elberfeld die Lehrgänge für
die Schülerinnen durchgeführt sind. Auch werben dort
laufende Fortbildungskurse für Hebammen weiter¬
geführt. Jetzt stellt die Verwaltung den Antrag, der
Prooinzillllandtag möge den Vorschlag der Verwal¬
tung annehmen, daß die Anstalt in Elberfeld aus¬
gebaut wird. Es fehlt dort an Räumen für die
Schwestern, es fehlt an Räumen für die Kranken, die
Ansteckungsgefahr in sich beigeni es fehlt auch an
Einzelzimmern für außerordentlich schwer Operierte.
Es soll auch ein Röntgenkabinett dort eingerichtet
werden. Deswegen will die Verwaltung das Geld,
das sie von der Kölner Anstalt bezieht, hierzu ver¬
wenden. Köln zahlt jährlich 60 000 Mark, also für
2 Jahre Miete, und 45 NUN Mark ergeben sich aus der
Veräußerung von Gegenständen aus der Kölner An¬
stalt, die bei der Uebernahme durch die Stadt Köln
verkauft wurden. Hierfür soll die Anstalt in etwa
erweitert werden. Die Piovinzialveiwaltung hat
diesen Ausbau schon in Angriff genommen und bittet
den Prooinzillllandtag, dieses noch nachträglich zu
genehmigen.

Vorsitzender Dr. Zaires i Auch hier wird das
Wort nicht gewünscht. Es ist so beschlossen.

29. Antrag des 2. Fachausschusses zu
dem Haushaltsplan über das Heb¬
ammen wesen für das Rechnungsjahr
19 25.

Dieselbe Frau Berichteistatterin.
Abgeordnete Frau Becker: Wie ich eben schon

sagte, ist die Anstalt Köln von der Stadt Köln über¬
nommen worden. Also liegt sür die Anstalt Köln lein
besonderer Haushaltsplan vor. Es liegt nur ein
Haushaltsplan »der Anstalt Elberfeld vor. Es weiden
nicht, wie dort 50, sondern 70 Schülerinnen ausge¬
bildet. Die Verwaltung bittet, den Haushaltsplan in
unveränderter Form anzunehmen.

Ich möchte aber noch einiges zur Aufklärung
sagen. Es erhoben sich im Fachausschußzwei Stimmen,
die darüber Beschwerde führten, daß in der Veuölle-
wng oft geklagt wird, daß die Wöchnerinnen und
Schwangeren von der Elberfelder Anstalt abgewiesen
weiden. Dies kommt aber daher, daß die Anstalt
Elberfeld nur soviel Schwangere aufnimmt, wie
Bedürfnis dafür da ist. um Hebammen auszubilden,
denn Elberfeld ist leine Entbindungsanstalt, sondern
eine Ausbildungsanstalt für Schülerinnen. Um allen
Irrtümern vorzubeugen, möchte ich dies noch er¬
wähnen. Wir bitten Sie, den Haushaltsplan anzu¬
nehmen.

VorsitzenderDr. Iarles ' Das Wort wird nicht
gewünscyt. Es ist so beschlossen.

30. Antrag des 2. Fachausschusses zu
dem Antrage der kommunistischen
Fraktion, betreffend Kündigung des
Mietvertrages mit dem katholischen
Fürforgeerziehungs -Verein Maria-
VeenübeibiePiouinzilllanstllltGlllk-
hausen.EiniichtungdieselAnstllltals
Plovinzilll-Fülsolgeeiziehungs-An-
stalt für weibliche Zöglinge. Einstel¬
lung weltlichen Personals und Ab st auf¬
nähme von der Unterbringung weib¬
licher Fürsorgezöglinge in privaten
konfessionellenAn st alten.

Verichteistatterin ist Frau Abgeordnete Plum. —
Frau Plum verzichtet als Verichterstatterin aufs
Wort. Der Provinzialausschuß empfiehlt, der Pro-
vinziallandtag wolle den Antrag ablehnen.

Zur Sache hat das Wort Fiau Abgeordnete Plum.
Abgeordnete Frau Plum: Meine Damen und

Herren! Wenn die kommunistische Fraktion diesen An¬
trag gestellt hat, so hat sie es getan, weil wir uns dar¬
über vollständig klar sind, daß innerhalb der Prouin-
zialllnstlllten es für die Zöglinge bedeutend besser ist,
als in den Privatanstalten, daß überhaupt in den Pro-
vinzilllllnstlllten in jeder Beziehung — Verpflegung,
Kleidung, Slpiel und dergleichen— mehr geleistetwird,
als in den Privatanstalten. Wenn nun der Fachaus¬
schuß 2 empfohlen hat, diesen Antrag abzulehnen, und
zur Begründung angegeben hat, es läge kein Bedürfnis
vor, so kann ich das durchaus nicht verstehen. Daß
ein Bedürfnis für die weiblichen Zöglinge vorliegt,
zeigt uns die Tatsache,daß wir innerhalb der Provinz
über 4000 weibliche Zöglinge haben, die in Privat¬
anstalten untergebracht sind. (Hört, hört! links.)

Unser Antrag empfiehlt, daß die Kündigung vor¬
genommen wird, wenn der Termin abgelaufen ist. Es
ist also noch Zeit genügend vorhanden.

Des weiteren haben wir verlangt, daß in dieser
Fürsorgeanstalt für weiblicheZöglinge weltliches Per¬
sonal eingestellt wird. Aus welchenGründen kommen
wir zu dieser Ansicht, daß wir weltliches Personal ver¬
langen müssen? Weil die weiblichen Zöglinge sich
heute in den privaten Fülsoigeanstalten immer und
immer wieder darüber beschweren,daß sie gerade von
dem geistlichen Personal nicht die Liebe bekommen,die
sie notwendig haben. (Hört, hört! im Zentrum.)
Deshalb verlangen wir von der Provinz eine Anstalt
für weiblicheFürsorgezöglinge.

In Punkt 4 haben wir verlangt, daß weibliche
Zöglinge nicht mehr in konfessionelleAnstalten kom¬
men. Wenn in den Anstalten der Provinz nicht ge¬
nügend Platz vorhanden ist, so müssen sie selbstver¬
ständlich noch in andere Anstalten kommen.

Die kommunistische Fraktion empfiehlt Ihnen, den
Antrag anzunehmen und nicht abzulehnen, nicht für
die Kommunisten, sondern im Interesse der weiblichen
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Fürsoigezöglinge der Provinz, von denen wir viele
Beschwerdendarüber bekommen, wie sie in den Pri-
vlltanstalten behandelt meiden. Wenn es notwendig
ist. können wir Ihnen mit ausreichendem Material
dienen.

Vorsitzender Dr. Zaires i Das Wort hat Herr
Abgeordneter Iansen-Lammelsdoif.

Abgeordneter Iansen - Lammeisdoif: Sehr ver¬
ehrte Damen und Herren! Frau Abgeordnete Plum
hat ihren Antrag damit begründet, daß es den weib¬
lichen und männlichen Zöglingen in den Piooinzial-
anstalten in jeder Beziehung besser ergehe, als in den
Privatanstlllten. Deshalb glaubt sie, im Interesse der
Zöglinge diesen Antrag unbedingt zur Annahme emp¬
fehlen zu sollen.

Den Uneingeweihten, der sich mit der Sache nicht
eingehend beschäftigt hat, können diese an sich nicht
bewiesenen Worte zu der Auffassung gelangen lassen,
es wäre so. Indessen liegt die Sache wesentlich
anders, als Frau Plum es hingestellt Hat.

Sie hat zwar gesagt, daß sie den Antrag gestellt
hätten, zum nächsten Termin die Anstalt kündigen
zu lassen. Dieser nächstmögliche Termin liegt aber noch
zwei Jahre in der Zukunft. Allein aus dem Grunde
erübrigt es sich wohl, daß der jetzige Landtag, der ja
bald auffliegt, über diesen Antrag beschließt. Wir
überlassen praktischer diese Frage dem kommenden
Landtag, der dann vielleicht auch im Sinne der Vor¬
rednern besser zusammengesetztist, so daß sie dort ein
geneigteres Ohr findet, um ihre Anträge durchzurin¬
gen. Ich würde es also schon von ihrem eigenen
Standpunkte aus aus praktischen Gründen für besser
halten, wenn sie den Antrag freiwillig zurückstellte.
Da sie es nicht getan hat, sehen wir uns veranlaßt,
auf die grundsätzlicheFrage einzugehen.

Darüber sind wir uns klar, daß wir uns in diesen
Fragen, weil sie weltanschaulicher Art sind, niemals
mit der äußersten Linien zusammenfinden werden. Es
ist also auch zwecklos, einen Versuch zur Angleichung
der Weltanschauung hier zu machen. Indessen liegt
doch die Sache so, daß es zur Zeit, wie ich schon sagte,
gänzlichunmöglich ist, den Vertrag zu kündigen, weil
er bei der Festlegung für die nächsten fünf Jahre als
unkündbar beschlossen wurde und erst gekündigt wer¬
den kann, wenn während dieser Zeit die Anstalt
unederum für Geisteskrante von der Provinz
beansprucht werden mühte. Da diese Tatsache nicht
^.uegt, fällt also auch die Voraussetzung für die
^coguchleit der Kündigung des Vertrages.

.."°er auch abgesehen von dieser rechtlichen Un¬
möglichkeit würde es auch gar nicht zweck¬
mässig sem. und weder im Interesse der weiblichen,
noch der mannlichen Fürsoigezöglinge liegen, die An¬
stalt ihrem bisherigen Zwecke zu entziehen. Wir
haben die Anstalt Galkhausenunbedingt für männliche
Fürsoigezöglinge notwendig, weil die anderen Anstal¬

ten nicht ausreichen, um sie alle zu fassen. Wir haben
in der Anstalt Galkhausen zunächst ein Aufnahmeheim,
wo die sämtlichen katholischen Füisorgezöglinge
psychiatrischuntersucht und dann gemäß dem Nefund
und nach ihrer Differenzierung auf die einzelnen An¬
stalten verteilt weiden. Neben dem Aufnahmeheim ist
die Anstalt zugleich eine Anstalt für Dauerbewahrung.
Allerdings ist es unser Wunsch, daß möglichst bald
diese Fürsoigezöglinge der besten Erziehungsmethode,
d. h. einer Familie zugeführt werden. Sowohl der
Fachausschuß 2, als auch die besondere Füisorge-
kommissionhaben wiederholt die Anstalt Galkhausen
besucht und sich davon überzeugt, daß die Fürsoige¬
zöglinge in jeder Beziehung einwandfrei und vorzüg¬
lich untergebracht sind. Ich bin selbst wiederholt bei
den Besichtigungen gewesen. Soweit meine Kenntnis
der Dinge reicht — ich lasse mich aber gerne über¬
zeugen, wenn ich mich irren sollte — sind auch von der
Frau Vorrednerin und von den anderen Damen und
Herren der Linken wesentliche Einwendungen gegen
die Erziehungsweise und die Verpflegung nicht vor¬
gebracht worden. Andererseits besteht für die Mäd¬
chen in den verschiedensten Anstalten privater Art
eine hinreichende Möglichkeit der Unterbringung und.
was besonders wesentlich ist, in diesen Anstalten
können sie entsprechend ihrer körperlichen und psychi¬
schen Differenzierung Aufnahme finden. Die uns zur
Verfügung stehenden Häuser sind jetzt noch unter¬
belegt. Es kann also, wenn es notwendig sein sollte,
noch mehr als bisher eine differenzierte Unterbrin¬
gung, entsprechend der weiblichen Anlage und dem
sittlichen, psychiatrischen und hygienischen Befund statt¬
finden.

Der Antrag der KommunistischenPartei, nun auf
einmal sämtliche weiblichen Fürsorgezöglinge in der
Anstalt Galkhausen unterzubringen, ist eine Utopie.
Das ging schon aus den Worten der Verteidigerin des
Antrages hervor. Wir haben zur Zeit 5761 weibliche
Fürsoigezöglinge, während die Anstalt Galthausen im
Höchstfalle ihrer 6NN aufnehmen könnte. Wenn also
Frau Plum im Namen ihrer Parteifreunde den An¬
trag gestellt hat, daß von jetzt ab überhaupt keine
weiblichen Fürsorgezöglinge in anderen Anstalten
untergebracht werden sollen (Abgeordneter Knab —-
den Redner unterbrechend —: „Das ist ja gar nicht be¬
antragt, lesen Sie den Antrag doch mal durch!). So¬
viel ich weiß, bin ich noch in der Verfassung, richtig
lesen zu können. Ich kann aus dem Antrage nur her-
auslesen, daß Sie beabsichtigen, mit sofortiger Wir¬
kung, keine weiblichen Fürsoigezöglinge mehr ander¬
weitig unterzubringen. Aber selbst, wenn das jetzt
nicht geschehen soll, also einen Irrtum meinerseits in
der Lesart des Antrages vorausgesetzt, bleibt der An¬
trag utopisch, weil diese Anstalt niemals sämtliche
weiblichen Fürsorgezöglinge fassen kann. Wenn wir
dazu übergingen, vielleicht vorläufig einmal alle Neu-
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aufnahmen dort zu tätigen, bann kämen wir dazu, daß
die weiblichen Fürsorgezöglinge in e i n Haus hinein¬
gesetzt werden müßten, wo sie ohne Differenzierung
untergebracht wären. Ich glaube, es kann nicht den
WünschenderKommunistischenPurtei entsprechen,daß
so eine wesentlicheVerschlechterungin der Unterbrin¬
gung gegenüber dem heutigen Verfahren eintritt.

Aus all diesen Erwägungen heraus können wir
nur zu einer Ablehnung des Antrags kommen.

Wir empfehlen sogar nicht einmal mehr, die Sache
dem Provinzilllausschuß zu überweisen — Pardon, ich
irre mich wieder, Herr Knab hat wieder recht. (Heiter¬
keit.) Es steht hier: „Der Provinziallandtag wolle
den Antrag ablehnen." Ich war der Ansicht, der An¬
trag solle dem Provinzilllausschuß überwiesen weiden.

Wir stellen unsererseits den Antrag, daß der An¬
trag der KPD. aus diesen rein sachlichen Erwägungen
heraus im Interesse der weiblichen Fürsorgezöglinge
abgelehnt wird, nicht nur weil wir die unbedingte Ge¬
wißheit haben, daß der jetzige Zustand im Interesse der
Erziehung viel wertvoller ist, sondern auch aus dem
Grunde, weil er uns finanziell wesentlich entlastet.
Wenn man alle Momente zusammenfaßt: bessere Er¬
ziehung, bessere Wiedeizufühiung zur menschlichen Ge¬
sellschaft und viel weniger Aufwand, so kann doch der
gesunde Menschenverstand, der doch in diesem Hause
restlos walten sollte (Heiterkeit), nur zu einer Ab¬
lehnung des Antrages kommen. (Vravo! im Ientr.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. 2 aaßen:
Das Wort hat Frau Abgeordnete Vecker.

Frau Abgeordnete Necker: Meine Damen und
Herren! Auch wir von derSozialdemotratischenPartei
haben gestern diesen Antrag im Ausschuß ablehnen
müssen, und zwar aus folgenden Gründen:

Der Antrag ist ungeschickt zusammengesetzt. In
dieser Form konnte man ihn nicht annehmen. (Lachen
bei den Kommunisten.) Wir als Eozillldemokraten
sind wirklich im Grunde nicht gegen die Errichtung
weltlicher Anstalten. Wir und auch ich persönlich
haben an dieser Stelle schon öfter, ebenso wie die
KPD., weltliches Personal in den Erziehungsanstal¬
ten gefordert. Wir sind auch schon öfter — ich möchte
sagen: in jedem Landtage — dafür eingetreten, daß
wir Provinzilllanstalten für weibliche Zöglinge er¬
richten sollen. Aber daß wir uns heute diesem Antrage
anschließen können, ist aus folgenden Gründen un¬
möglich.

Der erste Absatz besagt, daß der Mietoertrag mit
dem Fülsorgeverein Maria-Venn gekündigt werden
soll. Wir wissen aber genau, daß wir als Landtag,
auch die kommunistischeFraktion dem zugestimmt
haben, daß dieser Mietvertrag abgeschlossen würde.
Die beiden Vertragskontrahenten waren sich dahin
einig, daß der Vertrag nur gekündigt weiden sollte,
wenn wieder eine Notwendigkeit, dort Irre unterzu¬
bringen, vorlag. Diese Notwendigkeit liegt aber heute

nicht vor. Schon der erste Absatz hindert uns also,
den Antrag anzunehmen und durchzuführen.

Mit dem zweiten und dritten Absatz hätte sich
meine Fraktion einverstanden erklären können. Ich
habe auch gestern im Ausschuß dargelegt, daß der
zweite und dritte Absatz annehmbar und auch unser
Ideal ist. Aber aus den Gründen, die ich vorhin schon
anführte, fallen auch diese beiden Absätze fort.

Der vierte Absatz besagt: „In die privaten kon¬
fessionellen Anstalten werden keine weiblichen Für-
sorgezüglinge mehr überwiesen." So steht hier wört¬
lich. Ich muß daraus entnehmen, daß die kommu¬
nistische Fraktion verlangt, daß kein weiblicher Für¬
sorgezögling mehr in eine konfessionelleAnstalt über¬
wiesen weiden soll. Dies bedingt doch auch, daß die
Mädchen, die jetzt in den konfessionellen Anstalten
sind, herausgenommen und in eine Anstalt zusammen¬
gelegt werden. Denn ich könnte mir nicht vorstellen,
daß wir nun die Zöglinge, die vor und nach einge¬
liefert werden — man könnte im Durchschnitt einen
täglich rechnen — in die Anstalt hineinschicken sollen.
Ich wüßte nicht, wie das tragfähig wäre, und verant¬
wortet werden könnte. Wir lehnen deshalb den An¬
trag ab, weil er nicht in der richtigen Form gestellt
worden ist.

Im Grunde genommen sind wir für die Errichtung
weltlicher Anstalten, für weltliches Personal und be¬
sonders für Provinzilllanstalten auch für weibliche
Zöglinge. Wir werden auch in den kommendenZeiten
und auch im neuen Landtag diese Forderungen immer
und immer wieder stellen, und wir werden vielleicht
auch auf die Dauer Erfolg damit haben. Aber heute
sind die Vorbedingungen dafür, daß wir in etwa
einen Erfolg erzielen, um dadurch etwas Gutes oder
etwlls Besseres für unsere weiblichen Zöglinge zu. er¬
reichen, nicht gegeben. Aber darum geht es mir, daß
das, was ich tue und schllffe. auch einen guten Erfolg
hat. (Vravo! bei den Sozialdemokraten.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. 2 aaßen :
Das Wort «hat die Abgeordnete Fräulein Dahin.

Abgeordnete Fräulein Nahm: Meine Herren
und Damen! Ich kann mich den Ausführungen des Herrn
Pfarrers Iansen nur voll und ganz anschließen und
auch um eine Ablehnung des Antrages bitten. Wer
die Ausführungen der Frau Plum hörte, mußte un¬
willkürlich an ihrer Kenntnis der Anstalten etwas
irre werden und sie bezweifeln. Wer die hingebende
Arbeit der privaten Anstalten kennt — und ich kenne
sie sehr gut aus persönlicher Mitarbeit —, versteht
ein solches hartes Urteil nicht. Nachdem hier gestern
immer wieder betont worden ist, daß neben der öffent¬
lichen Wohlfahrtspflege, die wir auch voll und ganz
anerkennen und als notwendig ansehen, die Private,
freie Wohlfahrtspflege mitarbeiten muß, können wir
dem nur zustimmen. Wir können die hingebende,
liebevolle Arbeit, die in den konfessionellenAnstalten
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geschieht, durchaus nicht entbehren. Ich habe fast
täglich Gelegenheit, das Vertrauensverhältnis zu
beobachten,welches zwischen Leiter, Pflegerinnen und
Fürsorgezöglingen besteht. Diese Pflegebefohlenen
werden übrigens nicht „Zöglinge" genannt; das Wort
wird in unseren Anstalten krampfhaft vermieden; es
wird da immer von „Kindern" gesprochen. Wer diese
Verhältnisse beobachtet, freut sich nur immer wieder,
daß sich für diese schwere Aufgabe — und sie ist außer¬
ordentlich schwer — Menschen finden, die, ohne Rücksicht
auf Lohn und Anerkennung, sich in den Dienst dieser
oft so schwer gefährdeten Jugendlichen stellen.

Der Behauptung, daß für ihre Ausbildung nicht
genügend gesorgt sei, muß ganz entschieden wider¬
sprochen werden. Die Anstalten, die mir persönlich
bekannt sind, sorgen in jeder Weise für alle Berufs-
ausbildungsmöglichkeiten,und zwar nicht nur nach der
praktischen, sondern auch nach der idealen Seite hin.
Wenn in unserem Volksleben diese Einstellung der
privaten liebevollen Hingabe verschwinden würde, so
würde meiner Meinung nach damit für manchen
Jugendlichen ein großes Licht aus seinem Leben aus¬
gelöscht werden. (Sehr richtig! im Zentrum.) Wenn
ich auch unbedingt die Notwendigkeit der Schaffung
solcher Anstalten anerkenne, in denen den Jugendlichen
der anderen Weltanschauung Gelegenheit gegeben
wird, nach ihren Grundsähen erzogen zu werden, so
muß ich doch für uns unbedingt darauf bestehen,daß
wir nicht untergehen. Denn die private Wohlfahrts¬
pflege ist der Pfadfinder und Wegweiserfür alle öffent¬
liche Fürsorge gewesen,und wir wollen uns bemühen,
das trotz aller Anfeindungen immer zu bleiben und
immer wieder neue Wege zu finden, nicht, um uns
damit zu dienen, sondern zum Wohle unserer Zugend¬
lichen. (Bravo! rechts und im Zentrum!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Der Herr Pfarrer Iansen
kann so, aber er kann auch anders! Das haben wir in
den vergangenen Jahren sehr oft erfahren. Jetzt hat
er als einen wesentlichenGrund gegen die Verabschie¬
dung dieses Antrages angeführt: „Der jetzige Landtag
ist voraussichtlichzum letzten Male zusammen, wir
wollen dem neuen Landtag nicht vorgreifen. Wir haben
ja noch zwei Jahre Zeit damit." Herr Iansen, bei
X anderen Projekten im Provinzillllandtag, in den
Stadtverordnetenversammlungen, in den Kreistagen,
^ ^5"tsrat. ^ Landtage oder im Reichstage haben
^yrc Freunde das nicht so gemeint. Sie haben oft
m der letzten Minute, bevor diese Parlamente aus¬
gelost wurden, rasch noch Gesetze durchgepeitscht, womit
andere große Fraktionen nicht einverstanden waren.
Harm hat bekanntlich die Weimarer Koalition in
Deutschland Großes geleistet. Jedesmal, sobald sie
merkte, daß sie b«n der nächsten Wahl Keile bekommen
wurde, hat sie schleunigstnoch Gesetze verabschiedet,

von denen sie genau wußte, daß dahinter nicht einmal
die Mehrheit der bürgerlichen Wähler, viel weniger die
Mehrheit des Parlaments stand. Sie können also so
und so! Als Anhänger der jesuitischenWeltanschauung
muß man natürlich mit allen Mitteln arbeiten. Das
nehmen wir Ihnen, Herr Iansen, als Pfarrer nicht
übel, denn Sie sind von Berufs wegen dazu ver¬
pflichtet. (Heiterkeit.) Ich will dem Herrn Pfarrer
Iansen, der sonst so hellsichtig ist und zwischen den
Buchstaben lesen kann, jetzt aber auf einmal diese merk¬
würdige Begriffsstutzigkeit hier entwickelt, den Zu¬
sammenhang dieses Antrages auseinanderlegen. Sie
würden, wenn Ihre Freunde einen Antrag gestellt
hätten, der aus vier Unterpunkten bestände — aber
vielleichtdas Gegenteil von dem beabsichtigte, was wir
hier wollen —, genau wissen, wie der Antrag zu ver¬
stehen ist. Ich erinnere Sie daran: Als wir damals
im Provinziallandtag beschlossen, den Provinzial-
ausschuß zu ermächtigen, eventuell Verträge zur Ver¬
gebung der Anstalt Galthausen abzuschließen,da waren
Sie nicht so begriffsstutzig. Da stand zwar in dem
Neschlußentwurf, der dem Landtag vorgelegt wurde,
nicht: Diese Anstalt soll dem Fürsorgeverein Maria-
Veen übergeben werden. Aber, trotzdem kein Wort
davon darin stand, wußten Sie, Herr Iansen, und
Ihre Freunde ganz genau, daß nur der Grziehungs-
fürsorgeverein Maria-Veen in Frage kam. Gs war ja
ein katholischer Verein, der mit Ihnen in Verbindung
stand. Sie haben damals rein äußerlich gesagt: „Der ,

Provinzialausschuß wird ermächtigt, eventuell über /
die Benutzung und Verpachtung dieser Anstalt irgend¬
welche Verträge abzuschließen." Sehen Sie, Herr
Iansen, da haben weder Sie, noch Ihre Freunde im
Plenum an Begriffsstutzigkeit gelitten, und am aller¬
wenigsten die Verwaltung, denn sie wußte sofort, was
los war. Auch wir waren uns damals schon darüber
im klaren, daß von feiten unseres neuen Landeshaupt¬
manns alles Mögliche getan werden würde, um der
Seite, die ihn an diese Stelle gesetzt hat, auch die ent¬
sprechendenGegenleistungen darzubieten. Ich habe in
jener Zeit, als wegen der schönen Anstalt Galthausen
mit Maria-Veen verhandelt wurde, mit dem Herrn
Landeshauptmann mehr als ein Hühnchen pflücken
müssen; diese Auseinandersetzungen haben sogar
ziemlich scharfe Formen angenommen, weil der Herr
Landeshauptmann dem Beschluß des Provinzial-
landtags betreffs Vergebung dieser Anstalt eine Aus¬
legung geben wollte, die durchaus nicht in der Absicht
des damaligen Landtagsbeschlussesgelegen hatte. Wir
haben im Provinzialausschuß diesbezügliche Ausein¬
andersetzungen gehabt, und es ist schließlich dazu ge¬
kommen, daß der Herr Landeshauptmann sich der Auf¬
fassung anbequemt hat, die dem damaligen Beschluß
des Provinziallandtages wirklich zugrunde lag.

Frau Becker machte die geistreicheBemerkung, die
KommunistischePartei habe doch im Plenum dem
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Beschluß zugestimmt, die Anstalt an den katholischen
Fürsorgeverein Maria-Veen zu übergeben. Sie be¬
finden sich sehr auf dem Holzwege, Frau Becker. Sie
wissen sonst sehr viel, hiervon aber nichts. Sie wollen
es nicht gesagt haben? Es steht doch im Protokoll!
Sie haben behauptet: Die kommunistische Fraktion hat
damals im Landtage der Vergebung der Anstalt an
den Verein zugestimmtund den Vertrag mitgenehmigt.
Sie behaupten damit etwas, was Sie nicht wissen,
Frau Becker. Der Vertrag ist gar nicht im Plenum
beschlossen worden, sondern der Provinziallandtag hat
meiner Erinnerung nach den Provinzialausschuß zum
Abschluß von Pachtverträgen bevollmächtigt. Wir
haben im Plenum gegen diese Vollmacht gestimmt.
Ich habe bei dieser Gelegenheit ausgeführt, daß wir
zu dem Provinzialausschuß, trotzdem ich ihm selbst an¬
gehöre, nicht das nötige Vertrauen hätten, daß er die
Anstalt zweckentsprechend verwende. Ich war also von
vornherein mißtrauisch, ich habe auch nachher bei der
Verhandlung über die Verwendung der Anstalt gegen¬
über der Verwaltung eine reichlichePortion Miß¬
trauen aufgebracht. Es ist auch Ihren Freunden und
Ihnen Wohl bekannt, daß wir anläßlich der Vergebung
dieser Anstalt innerhalb des Provinzialausschusses bei
der Sitzung in Barmen recht heftige Auseinander¬
setzungengehabt haben. Ebenso auch hier. Ich habe
dem Vertragsentwurf in der vorliegenden Form nicht
zugestimmt, trotzdem er auf meine Ginwendungen hin
und auf Grund der daraufhin erfolgten Aussprache
des Provinzialausschusses in eine Form gebracht
wurde, die ungefähr dem damaligen Willen des Pro-
vinzillllandtagsbeschlussesentsprach. (Zuruf des Abg.
Eberle: Dann haben Sie doch zugestimmt!) Nein! In¬
folgedessen sind Sie auf den, Holzwege,wenn Sie sagen,
wir hätten diesem Vertrage zugestimmt. Er hat weder
im Plenum noch im Ausschuß die Zustimmung der
gesamten Fraktion noch meine persönlicheZustimmung
erhalten.

Dann möchte ich dem Herrn Pfarrer Iansen noch
etwas weiteres mitteilen. Herr Iansen, wenn wir an
dieser Stelle einmal an die Provinzialbausachverstän-
digen die Frage richten würden: Ist die Anstalt Galt¬
hausen in baulicher und hygienischer Beziehung in
einem besserenZustande als manche der Anstalten, die
stch in konfessionellen,privaten Händen befinden, das
heißt als manche der alten Klöster, wo Fürsorge¬
zuglinge weiblichen Geschlechts untergebracht sind?
Nach der erhaltenen Antwort würden Sie nicht zu der
Schlußfolgerung kommen, die Sie vorgetragen haben.
Sie haben gesagt, Sie könnten unserem Antrage nicht
stattgeben, weil das eine wesentlicheVerschlechterung
der Unterkunftsbedingungen für die Zöglinge bedeute.
Das ist nur so eine Behauptung von Ihnen. Sie
wissen genau, daß unter den Anstalten privater, kon¬
fessionellerNatur eine große Anzahl sind, die in bau¬
licher Beziehung der Anstalt Galkhausen nicht das

Wasser reichen können. Insofern sind also Ihre Aus¬
führungen durchaus abwegig.

Sie, meine Herren, und besonders die Herren von
der Verwaltung Wissen auch, daß ein Teil der männ¬
lichen Zöglinge, die vielleicht im schulpflichtigenAlter
in Fürsorge gekommen sind und dann das zweifelhafte
Vergnügen hatten, in einer privaten, konfessionellen
Fürsorgeanstalt für schulpflichtige Knaben Unterkunft
zu finden, nachdem sie später auf Antrag der Eltern
oder, weil die Verwaltung eine Fürsorge nicht mehr
für nötig befand, aus der Fürsorge entlassen worden
waren, in einem späteren Abschnitt ihres Lebens
wieder in Fürsorgeerziehung kamen — solche Fälle
liegen dutzendweisevor —, so kamen sie, weil sie aus
der Schule entlassen waren, nicht in private, kon¬
fessionelle,sondern in Provinzialanstalten. Ich habe
mehrere solcher Fürsorgezöglinge gesprochen und sie
befragt. Wir wissen zwar, auch die Fürsorgeanstalten
der Provinz sind nicht das Ideal, das man für eine
wirklicheFürsorgeerziehung, die dem jungen Menschen
innerlich und äußerlich das gibt, was er später not¬
wendig hat, um im Leben seinen Mann zu stehen, ver¬
langen kann. Aber, trotzdem wir das wissen, fragten
wir die Betreffenden: Was würden Sie vorziehen?
Noch einmal in eine private, konfessionelleAnstalt
hineinzukommen oder in eine Provinzialanstalt? Da
ist uns ausnahmslos geantwortet worden: In eine Pro¬
vinzialanstalt. Sie schütteln mit dem Kopfe, Herr
Farwick. Ich versichere Ihnen: Auch solche Leute, die
jetzt in katholischenJugendorganisationen, im katho¬
lischen Gesellenverein,im katholischen Iünglingsverein,
in der Unitas usw. sind, die also der Weltanschauung
nach auf Ihrem Standpunkte stehen, erklärten mir:
Sowohl hinsichtlichder körperlichen Pflege als auch
der geistigen Beeinflussung wünschten wir unbedingt,
in einer Provinzialanstalt Unterkunft zu finden, wenn
wir, was hoffentlichnicht eintritt, noch einmal hinein¬
sollen, denn in jeder Hinsicht wird uns in der Pro¬
vinzialanstalt mehr geboten. Wir haben dort auch
etwas von den Freiheiten, die der junge Mensch not¬
wendig hat. Gs wird uns in den Provinzialanstalten
auch die Möglichkeit gegeben, wenn wir konfessionelle
Bedürfnisse haben, sie zu befriedigen.

Sie werden umgekehrt nicht leugnen tonnen, daß
die geistlichen Schwestern,die von Berufs wegen schon
dazu gezwungen sind, zu der konfessionellen,zu der
Weltanschauungsfrage viel enger und intensiver ein¬
gestellt zu sein, als es sonst im allgemeinen die Katho¬
liken zu sein Pflegen, und die sich als eine Art Er¬
gänzung des geistlichen Standes, der geistlichen Führer¬
schaft betrachten,glauben, daß sie unbedingt auf Grund
ihrer religiösen Anschauung verpflichtet seien, jeden
Menschen, der ihrer leiblichen Obhut anvertraut ist,
zugleich auch mit ihren geistlichen Segnungen zu
bedenken. — Herr Farwick, Sie schütteln wieder mit
dem Kopfe. (Abgeordneter Farwick: Ich kann doch
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mit meinem Kopfe machen, was ich will! Das geht
Sie gar nichts an!) Sie müßten eigentlich aus dem
Zentrum ausgeschlossen werden, weil Sie so etwas
allem Anschein nach, da Sie dauernd mit dem Kopfe
schütteln, nicht wissen. (Heiterkeit.) Da Sie mich
ständig dabei ansehen, muß ich schon annehmen, daß
Sie mich oder meine Ausführungen meinen, oder Sie
leiden an irgendeinerManie. (Heiterkeit,)Zuruf des Abg.
Farwick: Sie fuchteln ständig mit den Händen, das
macht einen ja nervös!) Sie tun es doch auch; dann be¬
ruht es also auf Gegenseitigkeit.(Zuruf des Abg. Farwick:
Ich mache mit meinen Händen nichts!) Ich sehe, Sie
bezweifelnmeine Angaben. Ich will Ihnen nur einmal
ein Beispiel erzählen, das ich persönlich erfahren habe.
Es ist bekannt, daß ich Dissident bin, daß meine Frau
Disfidentin ist und unser Kind auch. Wir mußten
infolge einer Erkrankung unser Kind in ein Kranken¬
haus bringen, wo katholische Ordensschwesternwaren.
Wir haben damals ausdrücklichverlangt, daß unserem
Kinde, das noch nicht ganz drei Jahre alt war, keine
katholischen Gebete und sonstige kirchlicheAnschauungen
beigebrachtwürden. Wir haben mehrmals darauf hin¬
gewiesen, und trotzdem ist es von allen Schwestern
geschehen. Sie haben jede Gelegenheit, die sie benutzen
konnten, erwischt, um dem Kinde Gebete und sonstige
konfessionelle Anschauungen beizubringen, trotzdem sie
wußten, daß das Kind ihrer Weltanschauung nicht an¬
gehörte. Als ich eine der Schwestern zur Rede stellte,
wurde mir die Antwort gegeben, sie betrachte es als
ihre Pflicht, auf ein solch junges, unschuldiges Wesen,
das nur „durch die Schuld seiner Eltern von der
Gemeinschaft der katholischenKirche" ihrer Ueber¬
zeugung nach ausgeschlossen sei, einzuwirken, soweit es
ginge. Das war die Ueberzeugung dieser Ordens¬
schwester; sie steht nicht vereinzelt da. Darüber werden
Sie, Herr Pfarrer Iansen, als Geistlicher gut orien¬
tiert sein, wie die Klöster mit männlichen und weib¬
lichen Insassen in dieser Frage eingestellt sind. Oben,
weil wir wissen, daß die Schwestern bei jedem Butter¬
brot oder Brot mit Marmelade zugleich auch den geist¬
lichen Aufstrich hiuzugeben (Heiterkeit), wollen wir
diese starke geistliche Beeinflussung ausschalten. Wir
wollen die Zöglinge nicht in Anstalten unterbringen,
wo ihnen mit der Verweigerung konfessionellerHand¬
lungen vielleicht auch zugleich die Marmelade wieder
vom Brot heruntergenommen wird. (Heiterkeit.) Wir
haben es in den konfessionellenAnstalten erlebt, daß
'rgenoeme Weigerung, an konfessionellenHandlungen
reuznuehmen, von der Leitung gleich als Achtungs¬
verletzung oder als ein Fehltritt der ihrer Obhut
«.nn^" 6°°""°° betrachtet wurde. Aus den,

?w'^" "" '" ^ Provinzialanstaltserziehung
- ,ch will Wr einmal ein in der Arbeiterbewegung
?s^ ?7r ^ «brauchen - immerhin noch das
lemere Uebel; es ist jedenfalls besser, als die Zöglinge

katholischenOrdensschwesternund Mönchen zu über¬

lassen. Aus dem Grunde haben wir den Antrag ge¬
stellt, weil wir wissen, daß die Ordensgesellschafteneine
selbst auf Grund der bürgerlich-demokratischenVer¬
fassung ganz unzulässigeBeeinflussung in weltanschau¬
licher Beziehung treiben.

Nun sprach Herr Pfarrer Iansen zum Schluß
einige schöne, große Worte gelassen aus. Er sagte,
wir tun es nur aus rein sachlichem Interesse, weil wir
wünschen,daß den Kindern die private Anstalt weiter¬
erhalten bleibt. Und die Sprecherin der Arbeitsgemein¬
schaft, Fräulein Dahm, glaubte anführen zu tonnen,
die Jugendlichen hingen an den geistlichen Führern mit
großer Liebe und Anhänglichkeit. Jawohl, sie haben
sie manchmal sogar zum Fressen lieb, Fräulein
Dahm! (Heiterkeit.) Die Zöglinge zeigen nicht
immer offen ihre Gefühle; sie schweigen oft, besonders
Leute, die dort materiell und geistig so vollständig
abhängig sind, wie es junge, heranwachsendeMenschen
namentlich weiblichenGeschlechtes sind. Sie sehen, daß
W Prozent der Frauen kaum in der Lage sind, wirklich
selbständige Entschlüsse in wirtschaftlicher und poli¬
tischer Beziehung zu fassen, daß sie nicht imstande sind,
sich gegenüber ihren Arbeitgebern durchzusehen,wenn
nicht eine Organisation für sie eintrit oder hinter
ihnen steht. Glauben Sie denn, diese jungen, heran¬
wachsenden Wesen, die z. T. noch schulpflichtigoder im
Alter von l4 bis 20 Jahren sind, wären in der Lage,
sich gegenüber dem gesamten Apparat der konfessio¬
nellen Anstaltsverwaltung zu behaupten, wenn sie
innerhalb dieser Anstalt ihrer persönlichen Ueber¬
zeugung nach leben wollen. (Abgeordnete Fräulein
Dahm: Selbst nach der Entlassung, wenn sie schon
verheiratet sind, stehen sie noch mit dem Hause in Ver¬
bindung!) Ich gebe Ihnen ruhig zu, es gibt auch in
diesen Anstalten eine Reihe von Leuten, die, nachdem
sie jahrelang uuter der Obhut der Anstalt waren, mit
der Anstalt in Verbindung bleiben, auch mit einzelnen
Schwestern und mit den Anstaltsgcistlichen. Aber das
beweist nichts. Ich könnte Ihnen auch den Gegen¬
beweis bringen, und zwar folgendermaßen: Sie sagen
heute: In Rußland wird in den Schulen und Anstalten
die heranwachsendeJugend systematischim Sinne der
wirtschaftlichen und geistigen kommunistischenWelt-
anschauuug beeinflußt. Jeder, der Erzieher ist, mag
er weltanschaulichund politischstehen, wo er will, wird
mit mir darin einig sein: Wenn ich einen jungen
Menschen vom 6. oder 7. Lebensjahre an oder auch
noch später in die Hände bekomme und ihn systematisch
unter Ausschluß sonstiger Einwirkungen beeinflusse,
dann kann ich als Lehrer und Erzieher aus ihm das
machen, was ich will. Ich erziehe ihn zu der Welt¬
anschauung, zu der ich ihu erziehen will. Sonst könnten
Sie sich die Tatsache des Bestehens einer Unzahl von
Religionsgemeinschaften doch gar nicht erklären.
Warum haben Sie mit der katholischen Weltanschauung
nicht die Welt erobert? Warum die anderen nicht?
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Es ist die Erziehung, die systematische Beeinflussung
von Jugend auf sowohl durch Unterricht und Religions¬
lehre als auch durch die Umgebung, die dieses Resultat
schafft. Diese jungen Menschen glauben dann, wenn
sie nachher aus der Anstalt entlassen werden, sie hätten
dort wirklichetwas Gutes erhalten. Aber im Grunde
genommen sind sie in einer Anschauung erzogen worden,
die ihren wirklichen Interessen als Mensch körperlich
und geistig in jeder Beziehung widerspricht. Das ist
unsere Ansicht zu der Sache.

Nun meinte die Frau Becker von der SPD., weil
der Antrag ungeschicktformuliert wäre, könnte die
SPD. ihm wegen der Form nicht zustimmen. Ja, was
werden doch die SPDisten immer mehr Forma¬
listen! Sie werden später vielleicht wegen der Form
sogar noch einmal ablehnen, daß die Republik über¬
haupt noch besteht, weil ein „ungeschickt formulier¬
ter" Antrag zur Erhaltung der Republik ihnen nicht
zusagt. Sie sind nun einmal so geschickteJuristen.
Sie, Frau Becker, haben doch auch eine „revolutionäre
Vergangenheit" und sind mittlerweile in dem erlauch¬
ten Kreise von Beigeordneten und Ministern auf ein
solch hohes Niveau in Ihrem Bildungsgrad und in
Ihrer Geschicklichkeitin der Abfassung von Anträgen
gestiegen, daß Sie uns in dankbarer Erinnerung an
unsere frühere gemeinsameKampfzeit doch einen kleinen
Wink hätten geben können,wie man so etwas geschickter
dreht. (Heiterkeit.) Ich muß mich nun leider als den
ungeschicktenFormulierer dieses Antrages bekennen.
Ich freue mich, Ihnen sagen zu können, daß ich ihn so
formuliert habe. «Zuruf des Abg. Orlopp: Was sollen die
PersönlichenAngriffe, Herr Knab?) Herr Orlopp, wir
sind zunächstvon Frau Becker angegriffen worden; sie
hat gesagt, unser Antrag sei ungeschickt formuliert. Ich
habe den Antrag unterzeichnet. Infolgedessen muß ich
der Frau Becker sagen, daß sie ihn jedenfalls besser
hätte machen können. Aber sie klammert sich jetzt an
die Form, obwohl wir Ihnen noch mit längeren, bis
ms einzelne durchgearbeiteten Anträgen dienen
tonnten. Aber, als wir im vergangenen Jahre mit
spezialisiertenAnträgen kamen, ist uns von Ihrer und
auch von bürgerlicher und Verwaltungsseite gesagt
Worden: Ja, bei solchen Einzelheiten muß man doch
Zeit haben, sich das zu überlegen. Wir können uns
nicht jetzt schon auf einzelne Dinge festlegen. Be¬
antragen Sie so etwas im großen Rahmen, dann kann
Man darüber sprechen, die Sache prüfen und zu einem
Gesamtllbschluß kommen. Sie wissen jedesmal, wie
Sie es drehen und wenden können!: so oder so. Es
findet sich für Sie. Frau Becker, und für Ihre Freunde
schon ein Grund, weshalb Sie Ihre Kampfgemeinschaft
mit dem Zentrum, das ja in erster Linie an der Auf¬
rechterhaltung des Zustandes in Galthausen inter¬
essiert ist, nicht brechen, denn von Ihrer Seite wollen
Sie doch den Leuten, die sich ihrerseits dafür in anderer
Weise, z. B. bei der Verteilung der Verwaltungsposten

erkenntlich zeigen, nicht auf die Hühneraugen treten,
wie es geschehen würde, wenn Sie als Koalitionspartei
jetzt einmal einem kommunistischen Antrage zustimmen
würden. (Heiterkeit.) Wir sagen Ihnen, meine Herren
von der SozialdemokratischenPartei: Sie lehnen nicht
aus formellen Gründen ab, denn dann hätten Sie
durch Zusatzanträge es ja besser machen können,
sondern weil sie befürchten,Ihre Freundschaft mit dem
Zentruni in der rheinischen Provinzialverwaltung
ginge nun, nachdem Sie jahrelang zusammen ge-
klüngelt haben, in die Brüche.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Wei¬
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen
zur Abstimmung über den Antrag der KPD. Es ist
getrennte Abstimmung beantragt. Ich nehme an, daß
die Herren Antragsteller damit getrennte Abstimmung
über die Puukte 1 und 2 sowie 3 und 4, die als
znsammengehörig zu betrachten sind, meinen. Denn
das gesamte Personal der Anstalten kann nicht weltlich
sein, wenn die Anstalten vorher eine andere Ver¬
waltung bekommen. (Zuruf des Abgeordneten Knab:
l und 2 und 3 und 4 gehören zusammen!)

Wer für die Punkte 1 und 2 des Antrages der
KommnnistischenPartei ist, den bitte ich, aufzustehen.
Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt 3 und 4. Wer dafür ist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Auch dieser Antrag ist
abgelehnt.

Zu einer persönlichen Bemerkung hat das Wort
Frau Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Ich halte es eigentlich
für unter meiner Würde und der Würde der hier
Versammelten, auf die Flegeleien der Kommunistischen
Partei hier einzugehen. Aber ich muß doch einiges
hierzu sagen.

Herr Abgeordneter Knab hat mich in eiuer Weise
beleidigt, die ich mir nicht gefallen zu lassen brauche.
Er sprach von meiner laugjährigen revolutionären
Vergangenheit. Aber er hat mich früher noch gar
nicht gekannt. Er kennt mich erst, seit ich im Pro-
vinziallandtag bin. Ich glaube, Herr Knab, wenn wir
unsere Vergangenheit messen, so wird sich herausstellen,
daß meine Vergangenheit wohl noch revolutionärer
ist, als die Ihrer ganzen Fraktion. Das kann
ich an dieser Stelle auch sagen: Daß unsere Fraktion
noch viel zu gelinde, viel zu gut und viel zu
sanftmütig ist, da sie sich fortwährend die Flegeleien
der kommunistifchen Fraktion gefallen läßt. Wir
werden uns das in der Zukunft nicht mehr gefallen
lassen; dann werden wir andere Wege beschreiten.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Frau Abgeordnete Becker hat die Handlungsweise von
Mitgliedern des Hauses als Flegelei bezeichnet. Ich
rufe sie dieserhalb zur Ordnung.

Zur persönlichen Bemerkung Herr Abgeordneter
Knab.
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Abgeordneter Knab: Ich darf feststellen,daß ich
der Frau Abgeordneten Becker zwar in einer scharfen
Art und Weise erwidert, sie aber nicht mit einem
einzigen beleidigendenWorte bedacht habe. Wenn ich
festgestellt habe, daß wir jahrelang als Angehörige
einer revolutionären Partei zusammen gekämpfthaben,
wenn auch nicht hier, so doch an einem anderen Ort,
aber in einer Partei, auf denselbenGrundlagen und
denselbenTheorien dieser Partei, fo kann Frau Becker
doch heute diese Feststellung nicht als eine persönliche
Beleidigung auffassen, denn damit würde sie doch
beweisen,daß die Ausführungen, die ich eben gemacht
habe, zutreffend waren.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Wir
kommen zu

Nummer31: Antrag des 2. Fachausschusses,
1. zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Für¬

sorgeerziehung Minderjähriger und der Fürsorge¬
erziehungsanstalten für das Rechnungsjahr 1925;

2. zu dem Antrage der sozialdemokratischenFraktion
auf Einsetzung von zwei etatsmäßigen Stellen in
den Etat der Fürsorgeerziehung.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Bamberger.
Abgeordneter Bamberger: Meine sehr ver¬

ehrten Damen und Herren! Sie finden den Etat der
Fürsorgeerziehung auf Seite 13—19, die Ergänzungen
dazu im Vorbericht auf Seite 6 und ? und der Druck¬
sache Nr. 39.

Der Etat hat in diesem Jahre dieselbe Form wie
im vorigen Jahre. Zu den Ausgaben ein kurzes Wort:
Die Ausgaben betragen 6 437 000 Mark, von denen
zwei Drittel der Staat und ein Drittel, also 2 762 000
Mark, die Provinz zu tragen hat. Die Ausgaben sind
abhängig von der Bewegung des Zöglingsbestandes.
Der Züglingsbestand war am 1. April 1924 10 828
Zöglinge. Wir sind leider die an Zöglingen reichste
Provinz. Im Jahre 1925 ist mit einem Anwachsendes
Zöglingsbestandes auf 12 325 zu rechnen. Das ist eine
Durchschnittswahrscheinlichkeitszahl,wenn ich mich des
Wortungeheuers bedienen darf. Der Grund der Zu¬
nahme der in den Anstalten Verpflegten ist direkt und
indirekt im Reichsjugendwohlfahrtsgesetzzu suchen —
ohne daß diese Bemerkung eine Kritik des Neichs-
jugendwohlfahrtsgesetzesenthalten soll —, und zwar
dadurch, daß jetzt auch solche Zöglinge, die über acht¬
zehn Jahre alt sind, in Fürsorgeerziehung gebracht
^rden können. Ferner fehlen Pflegeeltern, um den
Indern die Anstaltserziehung ersehen zu können.
Außerdem 'st jetzt der Wegfall der Kosten der ersten
^us,tattung für den Ortsarmenvenband eingeführt
worden; statt dessen hat die Fürsorgeerziehungsbehürbe
"".chd'e ersten Ausstattungskosten zu tragen. Dann
mochte uh noch erwähnen, daß auch infolge der Auf¬
klärungsarbeit der Provinz, die Eltern dazu über¬
gegangen sind, die Kinder eher zur Fürsorge zu
bringen. Man handelt nicht mehr nach dem Motto:

Wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist, deckt
man ihn zu, vielmehr ist man jetzt der Ansicht, baß die
Fürsorgeerziehung so früh als möglich einzusetzen hat.
Daher werden die Kinder jetzt eher, also in möglichst
jugendlichem Alter, zur Fürsorgeerziehung gebracht.

In diesem Zusammenhang weist die Verwaltung
noch auf die aufklärende Tätigkeit hin, die sie in letzter
Zeit in der Bevölkerung angebahnt hat. Sie weist
insbesondere darauf hin, daß auch der Film in den
Dienst der Fürsorgeerziehung gestellt werden soll. Die
Provinz bereitet einen Erziehungsfilm vor mit dem
Titel: Wer wirft den ersten Stein? Dieser Film, der
sein Entstehen der umfassendenund sorgfältigen Tätig¬
keit des Herrn Landesrats Wingender verdankt, ist
ein Kulturfilm ersten Ranges. Er soll aber nicht nur
ein Kulturfilm, sondern auch ein Spielfilm sein, also
nicht nur ein Film, der die Provinziallandtags-
abgeordneten und Fürsorgeerziehungsspezialisten inter¬
essiert, sondern auch ein Film, der von dem breiten
Publikum, wie es die Kinoschauspielebesucht, gerne
gesehen wird. Daher muß es ein Film sein, in dem
eine spannende Handlung dauerndes Interesse sichert.
Der Film ist so gedacht, daß zunächstdie Ursachen der
Verwahrlosung dargestellt werden, und zwar soll vor
allen Dingen der Krieg als Hauptursache der Ver¬
wahrlosung in den Mittelpunkt gestelltwerden. Wenn
man bedenkt,daß 44 Prozent der Zöglinge Kinder von
Kriegsteilnehmern sind, so wird sofort ersichtlich, daß
die Kriegsteilnahme bei der Verwahrlosung eine
besondere Rolle spielt. Der Film wird in wenigen
Wochen fertig werden. Er soll zunächst, soweit er
schon fertig ist, auch dem Provinziallandtag gezeigt
werden.

Meine Damen und Herren! Gin Zögling kostet die
Provinz im Durchschnitt 650 Mark, ein Zögling in
der Anstalt 928 Mark, in der Familie 360 Mark und
in einer Dienststelle 81,50 Mark.

An dem Etat wurden kleine Ausstellungen gemacht;
besondere Anträge wurden jedoch nicht gestellt, so daß
der Herr Vorsitzendedie unveränderte und einstimmige
Annahme in der Kommission feststellenkonnte.

Daher fordert der 2. Fachausschuß unveränderte
Annahme des Haushaltsplans.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Hoffmann hat das
Wort.

Abgeordneter Hoffmann: Zu dem Kapitel Für¬
sorgeerziehung ist auch die Frage der Schutzaufsicht
für Fürsorgezöglinge aufzuwerfen. Nach dem Gesetz
über die religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921
ist über die religiöse Erziehung eines Kindes bestimmt,
daß die freie Einigung der Eltern Voraussetzung ist.
Besteht eine freie Einigung nicht, so treten die Sonder¬
bestimmungen des 8 2 dieses Gesetzes in Kraft. Nach
8 5 steht dem Kinde nach Vollendung des 14. Lebens¬
jahres die Entscheidung darüber zu, zu welchemreli¬
giösen Bekenntnisse es sich halten will. Vom 12. bis
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14. Lebensjahre muß das Kind sein Einverständnis
lieben, wenn ein Wechsel des religiösen Bekenntnisses
eintreten soll. Der tz 6 besagt weiter, daß die bor¬
stehenden Bestimmungen auf die Erziehung der Kinder
in einer nichtbekenntnismäßigen Weltanschauung An¬
wendung finden. Danach ist ganz klar, daß die Eltern
bzw. der über 14 Jahre alte Zögling bestimmenkönnen,
in welcher Weltanschauung die Erziehuug stattfinden
soll. Ein Austritt aus der Kirche ist hier also nicht
erforderlich. Es genügt die einfache,zweifelsfreie Er¬
klärung, sogar in mündlicher Form.

In einer früheren Tagung unseres Landtages
wurde beschlossen, daß die Arbeiterwohlfahrt die Be¬
treuung der entlassenen Fürsorgezöglinge übernehmen
solle, die keinem bestimmten Bekenntnis angehören.
Wie ich nun selber Fälle kenne und durchgefochten habe,
sind mir auch neuerdings wieder Fälle bekannt gewor¬
den, wo konfessionelle Kreise danach streben, auch solche
entlassene Zöglinge als Fürsorger zu betreuen, die
nicht von ihnen betreut sein wollen, sondern einen
Helfer der Arbeiterwohlfahrt als Fürsorger verlangen.
Nach dem Gesetz soll doch der Wille der Eltern bzw. des
über 14 Jahre alten Zöglings maßgebend sein. Nun
zeigen aber Beschwerden, daß danach nicht Verfahren
wird. Ich habe hier eine Beschwerde,die auch an den
Herrn Landeshauptmann gegangen ist, wonach ein
Fürsorgezögling entlassen und den städtischen Kranken¬
anstalten nach Barmen überwiesen wurde. Mit Ein¬
willigung des Evangelischen Fürsorgevereins in Ra¬
tingen hat dann der Ortsausschuß für Arbeiter¬
wohlfahrt die Schutzaufsicht über die betreffendePerson
übernommen. Nun erhebt einfach das Evangelische
Iugendvfarramt in Barmen durch die evangelische
Zentralstelle, der die Fürsorgezöglinge im allgemeinen
unterstehen, Anspruch auf die Schutzaufsicht. Das
widerspricht dem Gesetz. Danach ist es notwendig, daß
hier der Herr Landeshauptmann oder sein Vertreter
uns eine Erklärung abgibt. Wir fragen deshalb: Ist
die Verwaltung bereit, einen Helfer der Arbeiterwohl¬
fahrt als Fürsorger zu bestellen, wenn die Eltern
bzw. die Zöglinge über 14 Jahre einen solchen fordern?
Nach dem Gesetz muß der Forderung doch entsprochen
werden. (Bravo! bei den Sozialdemokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Landesrat Vossen.

Landesrat Dr. Vossen: Meine Damen und
Herren! Der Herr Abgeordnete Hoffmann hat die
rechtliche Grundlage der Frage der religiösen Kinder¬
erziehung bei Fürsorgezöglingen richtig dargestellt. Ich
kann nur hinzufügen, daß wir allen diesen Rechts-
llrundsätzen und den Beschlüssendes Provinzialland-
tagcs, die der Ausführung dieser Rechtsgrundsätze
dienen, auch in der Praxis in allen Fällen Anwendung
Neben.

Herr Abgeordneter Hoffmann hat aber auf einen
Fall hingewiesen, in dem konfessionelle Kreise — nicht
etwa die Verwaltung, der Herr Landeshauptmann —

von diesem Grundsatz abgewichensein sollen in einem
Falle, wo der betreffendeZögling aus der Anstalt ent¬
lassen worden ist und, obwohl er bekenntnislos gewesen
sei, nicht einem bekenntnislosenFürsorger zur weiteren
Betreuung überwiesen worden sein soll. Ich glaube,
den Fall zu kennen. Trotzdem wir 12 600 Zöglinge
haben, ist mir der Fall, weil er in der letzten Zeit vor¬
gekommenist, in der Erinnerung. Es handelt sich da
um die Entlassung eines Zöglings aus der Anstalt
Natingen, bei dem aber vorläufig noch nicht eine ein¬
wandfreie Erklärung abgegeben worden ist, ob er
bekenntnislos erzogen werden soll oder nicht. Ich habe
die Akten daraufhin eben zur Hand gehabt und fest¬
gestellt, daß diese Erklärung noch nicht abgegeben
worden ist. Ich gebe zu, diese Erklärung braucht, wie
Herr Abgeordneter Hoffmann richtig gesagt hat, nicht
etwa vor dem Richter in irgendwelcher besonderen
Form zu geschehen,sondern sie muß nur ernstlich
gemeint und auch deutlich zum Ausdruck gebracht
worden sein. Tatsächlich ist dieser Zögling nach unseren
Akten evangelisch. Wir würden aber, wenn wirtlich
ein ernsthafter Entschluß, bekenntnislos erzogen werden
zu wollen, vorläge, zweifellos nach den Beschlüssen des
Provinziallandtages ihm auch einen bekenntnislosen
Fürsorger bestellen. Die Sache ist aber noch nicht
geklärt. Wir werden, wenn wir die Ermittelungen, sei
es durch das Jugendamt oder durch sonst jemand, der
vertrauenswürdig ist, erhalten, auch entsprechend Ihren
Beschlüssen weiter mit dem Zögling Verfahren.

Vorsitzender Dr. Iarres: Der Berichterstatter,
Herr Abgeordneter Bamberger, hat das Wort.

Abgeordneter Bamberger: Zu dem Antrag der
sozialdemokratischenFraktion wurde im Ausschuß fol¬
gendes mitgeteilt: Die Verwaltung widmet der Berufs¬
beratung schon jetzt die ernsteste Beachtung. Das ergibt
sich daraus, daß schon in der Geschäftsordnung für die
Anstaltsleiter im § 15 ein deutlicher Hinweis auf die
Wichtigkeit der Berufsberatung gegeben ist. Ferner
ist eine Rundfrage an alle Anstalten ergangen, wie
sie es in bezug auf die Berufsberatung der Zöglinge
halten wollen. Der Provinzialausschuß hat bei der
Beratung dieses Antrages zunächst geglaubt, daß für
besondere Berufsberater kein Bedürfnis vorhanden sei.
Es sei eine Aufgabe pädagogischerArt, die innerhalb
der Anstalten gelöst werden müsse und nicht von außen
durch Kontrollorgane gelüst werden könne. Trotzdem ist
der Provinzialausschuß noch nicht zu der Ueberzeugung
gekommen,daß nicht vielleicht doch die Tätigkeit der
unteren Organe durch zentrale Organe vervollständigt
werden könnte. Er bittet aus diesem Grunde, den
Antrag der sozialdemokratischenFraktion nicht abzu¬
lehnen, sondern ihn dem Provinzialausschuß zur
Prüfung zu überweisen.

Der Ausschuß hat sich mit dieser Erklärung zu¬
friedengegeben und bittet Sie hiermit, den Antrag
zu überweisen.
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VorsitzenderDr. Iarres: Weiter wird das Wort
nicht gewünscht. Dann stelle ich fest, daß den Anträgen
des Ausschussesentsprechend beschlossen ist.

Die Punkte 32 und 33 sollen vertagt
werden. Ich bitte, sich damit einverstanden zu er¬
klären.

Das Wort zu einer persönlichen Bemerkung hat
Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren!
Eingangs der heutigen Sitzung wurde von dem Ver¬
treter der Ientrumspartei, Herrn Mönnig, und von
dem Vertreter der Arbeitsgemeinschaft, Herrn
Dr. Wesenfeld, eine Erklärung vorgelesen, die auf die
gestrige Auseinandersetzung über die Auslegung der
im November 1923 in Varmen angenommenen Ent¬
schließungzur Rheinlandfrage Bezug nahm. Ich kann
mich heute nicht mit dem sachlichen Inhalt dieser beiden
Erklärungen befassen, erstens einmal aus dem geschäfts-
ordnungsmäßigen Grunde, weil eine Gegenerklärung
meinerseits dem Herrn Vorsitzenden schriftlich vorzu¬
legen wäre, zweitens aber, weil mir der Wortlaut der
beiden Erklärungen noch nicht vorliegt und ich erst
abwarten muß, bis ich die beiden Erklärungen sowie
die Protokolle der gestrigen Erklärungen und Gegen¬
erklärungen vorliegen habe.

Ich beschränke mich jetzt lediglich auf eine Bemer¬
kung, die Herr Abgeordneter Mönnig in seiner Er¬
klärung zum besten gab. In dieser Erklärung wurde
gesagt, daß die Ientrumspartei es „unter ihrer Würde
hält", irgendwie «gerichtliche Schritte" zu unternehmen.
Diese Bemerkung war, allen Mitgliedern des Hauses
ersichtlich, auf meine Person hingezielt. (Iawohl-Rufe
aus deni Zentrum.) Ich habe dazu folgendes zu er-
tmren:

Trotzdem in dieser Bemerkung die offensichtliche
Absicht der persönlichen Beleidigung enthalten war,
wurde sie von dem Vorsitzendennicht als solche gerügt,
vielleicht auch nicht als solche aufgefaßt. Ich habe aber
nach Lage der Dinge diese Bemerkung durchaus als
eine persönliche Bemerkung auffassen müssen. Ich
sage Ihnen das eine: Wenn diese Erklärung von solchen
Leuten abgegebenworden wäre, die wirtlich ein mora¬
lisches und nationales Recht dazu gehabt hätten, dann

würde ich mich beleidigt gefühlt haben. Aber, weil sie
ausgerechnet von Vertretern der Zentrumspartei
abgegeben wurde, die meiner Ueberzeugung nach seit
1923 keine Würde mehr besitzt, kann mich das nicht
beleidigen. (Pfui-Rufe aus dem Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Knab, durch die letzte Bemerkung haben Sie eine
Fraktion dieses Hauses beleidigt. Ich rufe Sie deshalb
zur Ordnung.

In der Ausführung eines Mitgliedes des Hauses,
des Herrn Abgeordneten Mönnig, daß er es unter
seiner Würde halte, gegen Sie gerichtliche Schritte zu
ergreifen, kann ich keine Beleidigung gegen Sie er¬
blicken, die ich hätte rügen müssen. (Zuruf des Abg.
Knab: Es ist gut für später, daß man das weiß.)

Es ist folgender Antrag der kommunistischen
Fraktion eingegangen:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Da durch gegenseitiges Mißverständnis zwischen

Provinzialverwaltung, Abteilung Kriegsbeschädigten¬
fürsorge, und Gauleitung des Gaues Rheinland des
Internationalen Bundes der Kriegsopfer der Vor¬
schlag eines Vertreters dieser Organisation zum
Mitglied des Hauptbeirats unterblieben ist, wird
einem Herrn des Internationalen Bundes, der
bisher im Hauptbeirat vertreten war, das Recht ein¬
geräumt, mit beratender Stimme den Verhandlungen
des Hauptbeirats beizuwohnen."
Wir müssen diesen Antrag dem Provinzialausschuß

überweisen.
Unsere heutige Tagesordnung ist erschöpft. Ich

schlage vor, daß wir morgen um 10^ Uhr zur Voll¬
sitzung zusammentreten. Die Tagesordnung läßt sich
heute noch nicht genau angeben. Ich bitte, es mir
deshalb zu überlassen, die Tagesordnung im einzelnen
festzusetzen.

Ich bemerke, daß ich beabsichtige,die Anträge, die
aus dem 5. Fachausschußgekommensind, also die land¬
wirtschaftlichen Angelegenheiten, gesammelt in der
Mittwochssitzungauf die Tagesordnung zu setzen. Ich
höre keinen Widerspruch gegen diesen Vorschlag.

Ich vertage das Haus bis morgen 10><l Uhr.
(Schluß: 7 Uhr 5 Minuten.)


	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72
	Seite 73
	Seite 74
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80

